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Änderungsantrag zu PB.S-01

Von Zeile 159 bis 161:
Ob Getrennterziehend-, Patchwork-, Stief- oder Regenbogenfamilie – Familien sind
vielfältig und diese Vielfalt muss ein modernes Familienrecht auch abbilden. 
SozialeUnser Ziel ist es deshalb, immer dann wenn Elternteile zur Erziehung in der
Lage sind, diese gemeinsame Elternschaft auch nach einer Trennung zu fördern und
Getrennerziehende als eigene Familienform neben Alleinerziehenden sichtbar zu
machen. Ein gesetzliches Leitbild soll nach einer Trennung Orientierung geben, denn
die Wahl eines konkreten Betreuungsmodells ist vorrangig Aufgabe der
sorgeberechtigten Eltern. Können sich die Eltern jedoch nicht einigen, so braucht es
eine gesetzliche Entscheidungsgrundlage und verpflichtende Beratung. Hierbei soll,
wenn beide Eltern willens und in der Lage sind, sich um ihre Kinder zu kümmern, das
Leitbild des paritätischen Wechselmodells als widerlegbare Vermutung zugrunde
gelegt werden, von der nur abgewichen werden soll, wenn das paritätische
Wechselmodell dem Kindeswohl widersprechen würde (sog. negative
Kindeswohlprüfung). Auch soziale Eltern übernehmen innerhalb der Familie oft
Verantwortung und sind wichtige Wegbegleiter. Rechtlich gesehen sind sie aber 

Begründung

Die klassische Familie als gesellschaftlicher Mikrokosmos hat sich in den letzten Jahren
gewandelt. Menschen leben heute in vielen unterschiedlichen Familienkonstellationen
und übernehmen selbstverständlich gemeinsame Verantwortung in Familie und Beruf.
Dies ist nicht nur gesellschaftliche Realität, sondern auch Wunsch der Menschen, wie
zahlreiche Studien immer wieder belegen [1]. Trotzdem leben die meisten Kinder nach
einer Trennung noch immer überwiegend nur bei einem Elternteil im sogenannten
Residenzmodell - einem Familienmodell aus den 50er Jahren. Dieses Modell wird durch
den bestehenden rechtlichen Rahmen priorisiert, trägt den Bedürfnissen der Kinder
aber nicht ausreichend Rechnung und fördert bei Trennungseltern den Streit ums Kind,
um Einfluss und um materielle Ressourcen [2]. Zahlreiche weltweite Studien belegen,
dass das paritätische Wechselmodell in den meisten Fällen am kindeswohldienlichsten
und deutlich positiver in Bezug auf die Entwicklung und Gesundheit des Kindes ist als
das Residenzmodell [3, 4, 5].
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